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2012 wird alles besser!
Oder:

Der Wasser drache wird’s
schon richten!

Zu keinem Zeitpunkt ist die Gegen -
wart flüchtiger als zum Jahres wech -
sel. Sie ist dann ein kurzer Übergang
zwischen Vergangenheit und Zu -
kunft. Während das neue Jahr 2012
an gezählt wird, denken sicher viele
Men schen an das, was kommen mag.
Bei der Frage nach der Zukunft hilft
Bleigießen nicht wirklich weiter. Kris -
tallkugeln befragen und Kaffeesatzle -
sen ist aus der Mode gekommen. 
Blei ben noch Horoskope. Aber kann
man denen Glauben schenken, wenn
sie in der „Blöd“-Zeitung oder ande-
ren Yellow-Press-Gazetten stehen?
Seriöser sind die Zukunftsdeutungen
der Chinesen. Nach dem chinesi-
schen Kalender sind den Jahren Sym -
bole zugeordnet, und die haben eine
völlig andere Bedeutung als wir er -
war ten würden. So war 2011 das „Jahr
des Hasen“ (AGS:Nachrichten, Aus -
gabe 1/2011, PDF, 660 kB):

Was fällt uns zum Thema „Hase und
Politik“ ein? Hasenfüßig ging und

geht die Bundesregierung dringen de
Reformen an, so die notwendige

Neuordnung und Vereinfachung des
Steuerrechts (nicht zu verwechseln

mit Steuersenkungen).
Im Wettlauf der Gesetzgebungs-

Hasen und Finanzzocker-Igel siegen
die Igel ungehindert, weil

Wettbewerbs-Regeln fehlen oder
nicht eingehalten werden.

Für das Hase-Jahr prophezeiten die
Chi nesen „Geldverdienen wird eine
leich te und entspannte Angelegen -
heit“. Stimmte, zumindest für die Fi -
nanzmonster. Und auch unser Geld
ist noch da. Es gehört uns aber leider
nicht mehr! Man sieht: Die Chinesen
haben Recht!

Vom 23.01.2012 bis zum 09.02.2013 be -
gehen wir das Jahr des Wasser dra -
chen. In China gelten Drachen als
Glücks symbol. Neben den Wasser dra -
chen gibt es noch die Feuerdra chen.
Sind diese Feuerdrachen eventuell ein
Synonym für Finanz mons ter?
Im chinesischen Märchen besiegt der
Wasserdrache den Feuerdrachen. Mit
Wasser! Frau Merkel und ihr von Weis -
heit unbelastetes Kabinett sind unse-

re oberste Drachenbekämpfer trup pe
und setzen gegen die Finanz monster
Schuldenbremsen ein. Aber das be ein -
druckt die Ungeheuer kaum – wie
nicht anders zu erwarten war. Ei nen
Drachen bekämpft man im Jahr 2012
aber mit Lan ze und Schwert, nicht mit
Zahn stochern.
Früher besänftigte man gefährliche
Drachen durch Opferung von Jung -
frau en. Das darf man 2012 nicht mehr,
nicht nur wegen der Ge schlechter ge -
rech tigkeit. Man könnte zusätzliche
Jung-Männer für weibliche Drachen
und ... – nein: Der demografische Wan -
del würde schnell zu einem Man gel
an diesem „Zahlungsmittel“ führen.
Ex-IWF-Direktor Strauss-Kahn hätte
man eventuell noch mit fast neuwerti-
gen Jungfrauen besänf ti gen können.
Doch die Markt dra chen von heute ver-
langen harte Wäh rungen. Und da man
die möglicherweise an stehen den Las -
ten nicht (nur) mit einer „Rei chen steu -
er“ eintreiben kann und will, müssen
wohl wieder die Leistungs träger un se -
rer Gesellschaft herhalten, so u.a. wir
Selbständigen.
Spätestens dann, wenn die für Schutz -
schirme geleisteten Garantien einge-
löst werden müssen, werden in Kanz -
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lerin Merkels „marktkonformer Demo -
kratie“ die Steuerzahler jetziger und
spä terer Generationen die Monster( -
märkte) füttern, um sie zu beruhigen
und ihr Vertrauen zu gewinnen. Es
wird Zeit, dass Frau Merkel ihre Krone
abgibt und ihren (un)verdienten Ru he -
stand bei Ihren Monstern verbringt.
Mei netwegen in Florida, auf Norder -
ney oder Mallorca.
Unsere Alternativ-Drachenbekämp fer
sind Frank-Walter Steinmeier (führt di -
plomatische Verhandlungen mit dem
Monster), Sigmar Gabriel (hält mitrei-

ßende Reden über Monster und ihren
fehlenden Gerechtigkeits sinn) sowie
Peer Steinbrück (würde wohl die Ka -
vallerie ausreiten lassen, darf er aber
nicht ... noch nicht!). Und wir haben
Hannelore Kraft, unsere Jeanne d’Arc
aus NRW, als Joker!
In diesem Sinne: Glück auf und Waid -
manns Heil!

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

Fortsetzung von Seite 1

„Als Versicherungsökonom bin ich für
eine Liberalisierung des Marktes und
mehr Wettbewerb. Leistung und Ver -
gütung der Apotheker stehen m.E. in
keinem adäquaten Verhältnis – dies
kann man an der hohen Apothe ken -
dich te, den im Vergleich zu anderen
Bran chen großen Ladenflächen und
den im Vergleich zum Ausland deutlich
höheren Arzneimittelpreisen sehen.
Die Preise für Arzneimittel sind in allen
anderen EU-Märkten niedriger – dies
liegt auch an den ho hen Distributions -
kosten in Deutsch land. 
Echte Bera tungs leistung durch den Apo -
theker fin det meiner persönlichen Wahr -
neh mung nach nur selten statt. 
Anders wäre es, wenn der Apotheker
eine umfangreiche Beratungspflicht
hät te, zumindest bei rezeptfreien Me -
di kamenten, und bspw. über die Risi -
ken von vermeintlichen Standard pro -
duk ten wie Aspirin aufklären müss te.
Das hieße auch, dass die Apo the ke nur
geöffnet sein darf, solange ein appro-
bierter Apotheker anwesend ist, was
nicht der Fall ist. 
Meines Erachtens handelt es sich bei
Apothe kern eher um hoch qualifizier-

tes Ver kaufspersonal. Apotheker ver-
dienen im Durchschnitt aber dennoch
deutlich mehr als Ärzte und Zahnärzte,
ob wohl letztere eine deutlich größere
Ver antwortung und Stressbelastung
ha ben.
Natürlich sollten wir nicht „größeren
Ver triebsstrukturen“ (siehe Antrag) das
Wort reden, eher „kosteneffizienten Ver -
triebsstrukturen“. Insofern bin ich für ei -
ne Änderung des Antrags.
Klar ist es im Einzelfall bedauerlich, aber
wir sollten es klar kommunizieren: Das
Apothekenwesen muss effizienter wer -
den, alte wettbewerbs feind liche Pfrün -
de müssen wegfallen. Das ist aber auch
nicht anders als in vielen Bran chen, in
denen die Allgemeinheit letzten Endes
überhöhte und unnötige Kos ten sub -
ven tioniert hat: Kohleberg bau, Post-
und Telekom-Beamte, zahlreiche Hand -
werksberufe, bei de nen früher ein Meis -
terbrief erforderlich war (An l. B1 HWO –
Uhrmacher, Schmie de, Schnei der, Raum -
ausstatter, Drucker, Feinopti ker etc.).
Viele Berufsstände ste hen heu te in ei -
nem höheren Wett be werb, Apothe ker
halte ich nicht für be sonders schützens-
wert. Eher im Gegenteil.“ <

»Leserbrief
Zum Leserbrief eines Apothekers in der letzten Ausgabe der AGS:Nach richten
erhielten wir die folgende Stellung nah me eines SPD-Mitglieds aus Köln:

redaktion@ags-in-nrw.de
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Selbständige in der SPD – gibt’s die
überhaupt? Ja, es gibt sie, obwohl die
allermeisten SPDler natürlich Arbeit -
neh mer sind. Aber einige arbeiten
auch als Geschäftsführer einer kleinen
GmbH, als Inhaber eines Garten bau be -
triebes, als Leiter von Ingenieur büros
oder verdienen ihr Geld mit Vor trägen
und der Produktion von Texten oder
der Vermarktung von Werbe arti keln,
als Finanzberater, Event mana ger, im
Ein zelhandel oder als Rechts an wäl te.

Solche Mitglieder der SPD bilden eine
Arbeitsgemeinschaft, die AGS, und die
vertritt die Interessen der Selbständi -
gen innerhalb und außerhalb der Par -
tei, in der Stadt Solingen, im Land
NRW oder auch im Bund. Am Dienstag
traf sich der AGS-Landesvorstand im
Haus Müngsten, an der Nahtstelle des
Bergischen Städtedreiecks. 
Worum ging es? Die Vertreter des Lan -
des wollten sich informieren über die
Situation im Bergischen und in Solin -
gen. Die Solinger Genossen erhofften
sich Anregungen für ihre Arbeit vor
Ort. Im Mittelpunkt standen die Pro -
ble me der kleinen Selbständigen, also
jener, die allein, mit Verwandten oder
ganz wenigen Mitarbeitern eine
Dienst leistung vermarkten.
Was kann das sein? Gartenpflege oder
Hausmeisterservice, Spezial kenntnis -
se im IT-Bereich oder Fachkenntnisse
aus dem eigenen Studium. Leute, die
nie daran gedacht haben, sich selb -
stän dig zu machen, denen aber die
Lage am Arbeitsmarkt keine andere

Wahl gelassen hat. Sei es, dass ihr al -
ter Arbeitgeber plötzlich Pleite ge -
macht hat oder dass sie für ihr Spe -
zial wissen keine Anstellung gefun-
den haben.
Diese z.T. unfreiwilligen „neuen Selb -
ständigen“ müssen sich jetzt zwi-
schen Kunden, Behörden und ihrer
Haus bank behaupten. Sie haben we -
der Kaufmann noch „Chef“ gelernt,
aber irgendwie sind sie jetzt Un ter -
neh mer – und vielfach auf Hilfe ange-
wiesen. Finanziell fehlt ihnen die so -
zia le Absicherung zu tragbaren Kos -
ten. Als Existenzgründer brauchen sie
auch guten Rat, der weiterhilft. 

Wie kön nen Hilfsangebote aussehen?
Nütz liche Hilfen haben nur zufällig
die Form perfekt gestylter Broschüren
oder Internetseiten: „Wie mache ich
mich selbständig?“

Praktische Hilfen zu organisieren, hal-
ten die AGSler für eine politische Auf -
gabe. 

Darum ging es beim Erfahrungs aus -
tausch in Haus Müngsten. Ein gangs
hatte SPD-Vorsitzender Josef Neu -
mann MdL die Vertreter der Selb stän -
digen aus ganz NRW sowie den Bun -
des vorsitzenden Sven Kaerkes aus
Kiel begrüßt. Der Landesvorstand, der
über 6.000 Selbständige in NRW ver-
tritt, besuchte die Solinger Genossen
und diskutierte mit ihnen über
Schwer punkte der gemeinsamen Ar -
beit.

Einleitend wies der Solinger AGS-Vor -
sitzende Karl-Heinz Naßmacher dar-
auf hin, die AGS sei die kleinste Ar -
beits gemeinschaft in einem kleinen
Un ter bezirk.

AGS Solingen

Selbständig ja – prekäre Einkommen NEIN!
Der Landesvorstand der Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen tagte am 17. Januar im Haus Müngsten.
Von Prof. Dr. Karl-Heinz Naßmacher, Vorsitzender der AGS Solingen.

»AGS vor Ort
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Sie hat aber in 2 Jahren die Zahl der
Aktiven verdoppelt, von 4 auf 8. Eine
weitere Steigerung (vor allem im glei-
chen Tempo) wird sehr schwer, denn
von den 49 erfassten AGSlern sind 27
über 60 (also 55 %) und nur 11 unter
50 (ganze 22 %). Beim Demographie-
Problem liegt die AGS wohl über dem
Durchschnitt der Partei. Sie hat mehr
Alte und weniger Junge.

Besonderes Anliegen der Solinger AGS
sind die kleinen Selbständigen, vor al -
lem die „Solo-Selbständigen“

Mancher beginnt eben mit Frau und
Vater als 400 €-Jobbern, aber irgend-
wann kommt vielleicht die erste Teil -
zeitkraft dazu. „Wir brauchen mehr
Selb ständige für moderne Dienst leis -
tun gen!“ Diese Meinung vertrat An -
dré Brümmer, Landesvorsitzender der
AGS, gestern im Haus Müngsten. Die
Selbständigen sind die Pioniere beim
Übergang in die Dienstleistungs ge -
sell schaft.

Wenn Produktionsbetriebe schrump-
fen, müssen Arbeitsplätze für Dienst -
leistungen entstehen. Dies beginnt
mit kleinen Betrieben, deren Erfolg
am Markt für neues Wachstum der
Wirt schaft sorgt. 

„Deswegen brauchen wir keine Schein -
selbständigen in prekären Verhältnis -
sen, sondern Selb ständige, die von
ihrer Arbeit le ben können“, war die
ein hellige Mei nung. 

Gerade beim Start in die Selb stän dig -
keit darf die soziale Absicherung der
Existenzgründer nicht zu kurz kom-
men.                                                         <

AGS Steinfurt gegründet!

Selbständig in der SPD?
Ruth Gehring ist die neue Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
der Selbständigen in der SPD (AGS). Die Hauswirtschafts meis te -
rin aus Hörstel wurde auf der konstituierenden Sitzung gewählt
und möchte nun den Selbständigen in der SPD mehr politisches
Ge wicht geben.

„Viele Mittelständler und auch die so
genannten Soloselbständigen fragen
sich, in welcher Partei ihre Interessen
am besten vertreten werden“, hob
Ruth Gehring in ihrer Antrittsrede her-
vor. Sie bemängelte, dass Themen wie
Schein- und Zwangsselbstständigkeit
und die Finanzierung von Klein unter -
nehmen von den politischen Parteien
kaum diskutiert werden. „Das wollen
wir mit der Gründung unserer Arbeits -
gemeinschaft jetzt ändern“, so Geh -
ring weiter. Dabei freute sie sich, dass
in der AGS des Kreises Steinfurt Selb -
ständige aus den unterschiedlichsten
Sparten vorhanden
sind, die sich für ihre
po litischen Interessen
ein setzen wollen. So
sol len dann auch gleich
zu Beginn die Themen
der Schein selb stän dig -
keit und vor al lem der
Zwangs selb stän dig keit
im Vorder grund stehen.
„Zu Teilen gehen Unter nehmen dazu
über, ihre Mitarbeiter als Selb stän di -
ge zu führen, um So zialver si che rungs -
bei träge und Steuern zu spa ren. Dies
ist nicht nur unseriös, sondern auch
ge setzeswidrig“, sagte Ruth Gehring.
Und Paul Michalski aus Rheine beton-
te: „Prekäre Selb stän dig keit kann und
muss als Parallele zu pre kären Be schäf -
tigungs verhältnis sen ge sehen wer-
den.“

Die Mitglieder der AGS waren sich
schnell darüber einig, hier faire und ge -
setzliche Grundlagen zu fordern, um
so verlässliche Lebensbedingun gen zu
ermöglichen.

Um möglichst vie le Synergieeffekte
zu erzielen, strebt die Arbeits gemein -
schaft der Selb ständigen die Zusam -
men arbeit mit den anderen Arbeits -
gemein schaf ten innerhalb der SPD an.
Gleichzeitig soll auch das Gespräch
und die Ko ope ra tion mit anderen In te -
r essens ver bänden der Selb stän di gen
ge sucht werden.

Der neue Vorstand der AGS Steinfurt
setzt sich aus folgenden Personen zu -
sammen: Vorsitzende: Ruth Gehring
(Hörstel), Stellvertreter: Hartwig Men -
nen (Lienen), Paul-Dieter Michalski
(Rheine), Beisitzer: Edith Breitzmann
(Emsdetten), Günter Gervesmann
(Lad bergen), Reinhilde Nowak (Wett -
ringen), Detlef Wartemann (Wester -
kappeln), Torsten Peschel und Sonja
von Gostomski (Ibbenbüren).              <

(Forts. AGS Solingen)
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Als speziellen Gastmoderator und Ver -
sammlungsleiter durften wir Chris -
toph Pries, den UB-Vorsitzenden des
Kreises Borken und ehemaligen MdB
begrüßen.

Neuer Vorsitzender der AGS Borken ist
Klaus-Peter Duh me (Maler meis ter, Bo -
cholt). Ihm zur Seite stehen Stellver -
tre ter Gerhard Müller (Rechtsanwalt
und Notar, Bo cholt) sowie Schrift füh -
rer Alexan der Duhme (Malermeister,
Bo cholt).
Der Vorstand wird komplettiert durch
die Beisitzer Dr. Klaus Holthausen
(Dipl.-Physiker, Un ternehmens be rater,
Bocholt), Michael Deutz (Foto graf, Bo -
cholt), Hans Georg Fischer (Dipl.-Be -
triebs wirt, Ahaus) und Andreas Wal -
ter-Jürgens (Bank-/Versicherungs kauf -
mann, Gronau).

Klaus-Peter Duhme, der auch dem
Lan desvorstand der AGSNRW sowie
dem AGS-Bundesausschuss angehört,
will sein Hauptschaffen dem Umbau
der AGS im Kreis Borken widmen. Ins -
be son dere der Bekanntheitsgrad der
Ar beitsgemeinschaft sei noch deut-
lich zu steigern. „Was kaum jemand
weiß: Auch in der SPD gibt es Leute,
die Unternehmer und Arbeitge ber
sind.“ kommt ihm zum Abschluss der
Veranstaltung über die Lippen. „Und
auch diese SPD-Mitglieder wollen ge -
hört und vertreten werden.“
Er freut sich auf eine weiterhin gute
Zu sammenarbeit mit dem AGS-Lan -
des vorstand. <

AGS Borken

Klaus-Peter Duhme ist neuer Vorsitzender
Am Dienstag, dem 24. Januar wurde turnusgemäß der neue Vor stand der AGS im Unterbezirk Borken
neu gewählt.

v.l.n.r.: Dr. Klaus Holthausen, Ger hard Müller, Klaus-Peter Duh me, Christoph Pries, Ale xan -
der Duhme und Michael Deutz. Es fehlen Hans Georg Fischer und Andreas Walter-Jürgens
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Potentiell aufnehmende Institutionen
und Systeme wie Hochschulen, Be -
rufs kollegs und das duale System ins-
gesamt müssen sich auf diese erhöh-
te Anzahl von Schulabgängern ein-
stellen. 58.000 zusätzliche Abiturien -
ten erwartet das Schulministerium
NRW für 2013. Zusammen mit den
rund 70.000 regulären Abiturienten
suchen also 128.000 junge Menschen
dann nach Ausbildungsstellen; im
Jahr 2010 waren es 120.000. 

Die Hochschulen werden einen gro-
ßen Teil dieser zusätzlichen Abiturien -
ten aufnehmen. Rund ein Drittel der
Studienberechtigten nehmen im Re -
gel fall im Jahr ihres Abschlusses ein
Studium auf. Wenn diese Quote nicht
signifikant steigt, kommen im Be -
reich der Berufskollegs insbesondere
auf die Fachklassen des dualen Sys -
tems zusätzliche 35.000 bis 40.000
Bewerber zu. 

In einer Veranstaltung der AGS Herne
am 20.11.2009 wurde diese Problema -
tik zum ersten Mal thematisiert. Im
Laufe der darauffolgenden Zeit hat
der stellvertretende Vorsitzende der
AGS Herne, Derk Schmithals, sowohl
in seinem Ortsverein als auch in der
AGS entsprechende Anträge formu-
liert und eingebracht, die dieses
Thema in die Partei einbringen, damit

diese rechtzeitig Lösungen entwik-
keln kann – was wichtig ist, da zusätz-
lich die fragliche Zeit sowohl Bundes -
tags- als auch wieder Landtags wahl -
kampfzeit sein wird.

Für den akademischen Bedarf werden
die vorhandenen Plätze nicht ausrei-
chen. Dadurch wird es zu einer ver-
schärfenden Verdrängungssituation
in jene Bereiche hinein geben, in de -
nen in der Regel Ausbildungsplätze
für Gesamtschüler, Realschüler und
Hauptschüler vorgehalten werden.
Das heißt: am Ende dieses Prozesses
werden gerade Hauptschulabsolven -
ten und Absolventen anderer Schul -
formen das Nachsehen haben und
keine Ausbildungsstellen finden, da
die se durch den doppelten Abitur jahr -
gang besetzt sein werden. Hinzu
kommen ja zusätzlich noch jene, die
schon 2012 keine Ausbildungsplätze
und Lehrstellen gefunden haben und
im Jahr 2013 wieder suchen werden.

Das heißt: wichtig wäre, in diesem
Jahr jeden verfügbaren Studienplatz
zu erhalten bzw. neu einzurichten; ge -
zielte Berufsberatung, die individuell
hilft, wäre dringend vonnöten; auch
eine Kapazitätsplanung für „Ver -
dräng te“ wäre hilfreich. Die Einberu -
fung eines Beirates mit Vertretern
aus Politik und Gesellschaft, Hoch -

schulen, Kultusministerkonferenz, Ge -
werkschaften, Arbeitgebern, Indus trie,
Handels- und Handwerks kam mern,
Industrie verbän den, Eltern ver bänden
und Schülervertretungen wäre hilf-
reich, um einen Maß nah men katalog
für die Bewältigung des doppelten Abi -
turjahrgangs in 2013 zu er ar bei ten. <

AGS Herne

Zur Problematik des doppelten Abitur-
Jahrgangs
In NRW wurde im Jahr 2005 die gymnasiale Schulzeit auf 12 Jahre beschränkt. Das bedeutet, dass
der Erwerb der allgemeinen Hochschulreife (AHR) im Jahr 2013 von zwei Abiturjahrgängen gleich-
zeitig angegangen wird und beide Jahrgänge gleichzeitig das Gymnasium verlassen, was wiederum
bedeutet, dass beide Jahrgänge gleichzeitig auf den Ausbildungsmarkt drängen.
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Auszüge eines Artikels aus der Süd deut -
schen Zeitung vom 23.01.2012. Von Tho -
mas Öchsner.

Wer ein Unternehmen gründet, geht
ein Risiko ein und muss oft mehr ar -
beiten als vorher im Angestelltensta -
tus. Dafür haben Selbständige gute
Chancen, ihr Einkommen zu verbes-
sern, wie eine neue Studie des Deut -
schen Instituts für Wirtschafts for -
schung (DIW) belegt.

Sie sind meistens zwischen 35 und 54
Jahre alt, männlich, haben eine Berufs -
ausbildung, zunehmend einen Hoch -
schul abschluss – und es werden im -
mer mehr. Die Zahl der Selbständigen
ist in Deutschland zwischen 1991 und
2011 um mehr als 40 Prozent auf 4,3
Millionen gestiegen. Für viele lohnt es
sich dabei, mit dem Dasein als Ange -
stellter Schluss zu machen und Unter -
nehmer zu werden. Dies geht aus ei -
ner neuen Studie des DIW hervor. 
„Der Schritt in die Selbständigkeit
kann gerade für abhängig Beschäf tig -
te mit relativ niedrigem Einkommen
eine Möglichkeit sein, ihre finanzielle
Lage zu verbessern“, sagt Professor
Ale xander Kritikos, einer der Autoren
der Studie.
Wenn es um Selbständige geht, ist oft
von „Kümmer-Existenzen“ die Rede.
Da runter versteht man Solo-Unter -
nehmer ohne Angestellte, deren Ver -
dienst nur knapp über oder sogar un -
terhalb des Existenzminimums liegt,
so dass sie ihr Einkommen mit Hartz
IV aufstocken müssen.

Das Bonner Institut für Mittel stands -
forschung hatte 2011 ermittelt, dass
ein Viertel der Selbständigen „zuletzt
ein monatliches Nettoeinkommen
von weniger als 1.100 Euro hatte.“ In
der neuen DIW-Untersuchung wird
dies bestätigt: 27 Prozent der Selb -
stän digen liegen demnach unterhalb
dieser Grenze.
Die Forscher des Berliner Instituts
und der Universität Jena fanden je -
doch heraus, dass bei Arbeitnehmern
der Anteil der Geringverdiener sehr
viel höher liegt als bei Selbständigen.
Bei den abhängig Beschäftigten ver-
dient sogar jeder Dritte (34 Prozent)
weniger als 1.100 Euro netto.
Auch bei den höheren Einkommens -
grup pen schneiden die Selbständigen
besser ab. Nach der DIW-Untersu -
chung verfügen knapp 37 Prozent über
ein Einkommen von mehr als 2.300 Eu -
ro pro Monat, verglichen mit 17 Pro zent
der abhängig Beschäf tig ten. [...]

Kultur der Selbständigkeit

Die Forscher verglichen auch die Ein -
kommen von Gründern drei Jahre
nach ihrem Schritt in die Selb stän dig -
keit mit ihrem vorherigen Verdienst
als Arbeitnehmer. Die wichtigsten Er -
kenntnisse dabei: 38 Prozent der jun-
gen Unternehmer verdienen nun
mehr als vorher. Bei knapp der Hälfte
ist das Einkommen in etwa gleich ge -
blieben. Fast jeder sechste Gründer (17
Prozent) muss sich allerdings mit weni-
ger Geld begnügen. Besonders auffäl-
lig dabei ist, dass es vielen Selb stän di -

gen, die als Ar beit nehmer weniger als
1.100 Euro oder zwischen 1.100 und
2.300 Euro netto hatten, gelungen ist,
ihr Einkommen zu steigern. [...]
Der Wirtschaftsprofessor ist über-
zeugt, dass sich in Deutschland in den
vergangenen 20 Jahren „eine stärkere
Kultur der Selbständigkeit entwickelt
hat“. So waren 2009 bereits 11 Pro zent
der erwerbsfähigen Personen als Un -
ter nehmer tätig. 1991 galt dies nur für
acht Prozent. Dazu trug vor allem der
Zusammenbruch der Planwirtschaft
in der DDR bei: In Ostdeutschland hat
sich die Zahl der Selbständigen zwi-
schen 1991 und 2009 verdoppelt.
Bundesweit ist in zwischen jeder zwei-
te Selbständige als Dienstleister tätig.
Der Anteil der Frauen unter ihnen wird
immer größer: Fast jeder dritte Un ter -
nehmer ist weiblich. 1991 traf dies nur
auf jeden vierten zu. Deutlich zuge-
nommen hat auch die Gruppe der
Grün der mit ausländischer Her kunft.
[...]
Die Politik müsste sich dafür noch
stär ker als bisher darum bemühen,
die Zahl gut qualifizierter Hoch schul -
ab sol venten zu erhöhen und geziel-
ter Pro gramme zu entwickeln, Grün -
der zu qualifizieren. Dies könne letzt-
lich dazu beitragen, „neue Arbeits plät -
ze in Deutsch land zu schaffen.“          <

Zum vollständigen Artikel:
http://www.sueddeutsche.de/geld/lohn-
der-selbstaendigkeit-mehr-euro-in-der-
tasche-1.1264324

DIW-Studie zur Einkommenssituation von Selbständigen

Lohn der Selbständigkeit: Mehr Euro 
in der Tasche
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»Altersabsicherung

„CSU zur Alterabsicherung von
Selbständigen“
sueddeutsche.de vom 29.12.2011, von

Mike Szymanski

Das Risiko, im Alter arm zu wer-
den, ist für Selbständige beson-
ders hoch. Die CSU will deshalb
eine Pflicht zur Altersvorsorge
für Freiberufler ein füh ren. So
soll verhindert werden, dass
Selb ständige im Ruhestand dem
Staat zur Last fallen. Mit der Ini -
tiative für die Klausur in Wild -
bad Kreuth geht die Partei aller -
dings auf Konfliktkurs zur FDP.

Die CSU will Selbständige bei der Be -

kämpfung der Altersarmut stärker in

die Verantwortung nehmen. Die

Christ sozialen planen auf ihrer Win -

terklausur im oberbayerischen Wild -

bad Kreuth einen Vorstoß, Frei be -

rufler dazu zu verpflichten, finanziell

für den Ruhestand vorzusorgen. 

Deren Risiko, im Alter arm zu wer-

den, gilt als besonders hoch. Ihnen

steht es bislang frei, sich für die Ren -

te zu versichern. Die Berliner CSU-

Landesgruppenchefin Gerda Hassel -

feldt sagte der Süddeutschen Zei -

tung: „Nicht allen Selbständigen ist

die Notwendigkeit, für das Alter vor -

zu sorgen, bewusst. Es droht ihnen

Al ters armut oder sie fallen in die

staat liche Grundsicherung.“

In der Beschlussvorlage für das Tref -

fen der Bundestagsabgeord ne ten, die

der SZ vorliegt, heißt es wörtlich:

„Für Selbständige soll eine Pflicht

zur Altersvorsorge eingeführt wer-

den.“ Nach dem Willen der CSU soll

damit verhindert werden, dass Selb -

ständige im Ruhestand dem Staat

zur Last fallen. Hierzu heißt es: „Vor -

aussetzung ist, dass die Vorsorge als

Rente ausgezahlt wird und durch

die se Absicherung der spätere Bezug

von Leistungen der Grundsicherung

im Alter und bei Erwerbsminderung

wirksam ausgeschlossen wird.“

Geht es nach Hasselfeldt, sollen

noch 2012 die Voraussetzungen für

eine Pflicht zur Altersvorsorge ge -

schaf fen werden. „Ich würde mir

wün schen, dass diese zum Jahr 2013

in Kraft tritt“, sagte die Landes grup -

pen chefin. Sie betonte, dass es ihr

ausschließlich um eine angemessene

Rentenvorsorge für die Freiberufler

gehe. Der Vorschlag sei im Interesse

dieser Personen. Sie sollen laut Has -

sel feldt wählen können, ob sie gesetz -

lich oder privat vorsorgen.

Der Vorstoß der CSU dürfte für wei -

tere Spannungen in der Berliner Koa -

li tion sorgen. Im Zuge des so genann -

ten Renten-Dialogs diskutiert die Po -

li tik seit längerem mit Verbänden

und Experten über die Zukunft der

Alters vorsorge. Die Fachleute zeig ten

sich bislang skeptisch, dass eine Ver -

sicherungspflicht rasch umgesetzt

werden könne. Große Widerstände

gibt es bislang beim Koalitions part -

ner FDP, die Liberalen wollen keine

weiteren Vorschriften für Selb stän -

dige. Hasselfeldt glaubt jedoch, den

Koalitionspartner noch überzeugen

zu können. „Mit der Wahlfreiheit bei

der Ausgestaltung müsste auch die

FDP gut leben können“, sagte sie.

Die CSU sei fest entschlossen, ihre

Vorschläge in die Berliner Koalition

einzubringen.

Kommentar von André Brümmer:
CSU: Sind Selbständige eine Last für
den Staat?

Nachdem die CSU zunehmend um
die Wählergunst bangen muss, ver-
sucht sie es mit populistischen Aus sa -
gen. Da entdeckt Herr Seehofer plötz -
lich, dass die von Ihm mitbe schlos se -
ne „Rente mit 67“ real in vielen Fällen
Rentenkürzung bedeutet. 

Und CSU-Landesgruppenchefin Has -
sel  feldt verrät der Süddeutschen Zei -
tung den CSU-Plan, für Selbständige
eine ver pflichtende Altersvorsorge
einführen zu wollen. Damit solle ver-
hindert werden, dass Selbständige im
Ruhestand dem Staat zur Last fallen. 

Frau Has sel feldt erkennt sogar feh len -
des Vorsor ge bewusstsein: „Nicht allen
Selbstän di gen ist die Not wen dig keit,
für das Al ter vorzusorgen, be wusst.“ In
den Oh ren von Solo selb stän digen mit
gerin gem Einkommen klingt das wie
Hohn. 

André Brümmer kommentiert die Pläne der CSU

Sind Selbständige eine Last für den Staat?
Ende des letzten Jahres berichtete die Süddeutsche Zeitung über Pläne der CSU zur Altersabsicherung
von Selbständigen. Dazu ein Kommentar von André Brümmer.
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Nutzung innerstädtischer Freifläche

Zum Landeswettbewerb „Ab
in die Mitte“
Das ist keine Zielaussage eines Programms unserer Partei (leider),
sondern eine vom Land NRW geförderte Initiative zur Nutzung in -
ner städtischer Freiflächen. Städte waren aufgefordert, ihre Frei -
flächen auszuloten und diese zu entwickeln.

»Landespolitik

Laut CSU soll „durch diese Absiche -
rung der spätere Bezug von Leistungen
der Grundsicherung im Alter und bei
Er werbs minderung wirksam ausge -
schlos sen“ werden.

Gilt das in Zukunft dann für alle
Rentner?

Ist von der CSU eine verpflichtende
Altersvorsorge für alle in einer Höhe
ge plant, die Alters ar mut aus schließt? 

Das wäre das Ende der Solidar  -
ge mein schaft!

Es besteht dringend Be darf, über die
soziale Absicherung von Selbstän di -
gen nachzudenken. Das ist umso not -
wendiger, als dass laut ak tu ellen
Studien immer mehr Selb stän dige
ein zu geringes Einkommen haben,
um sich ausreichend abzusichern.

Es liegt also weder am eigenen Wil -
len, noch an „fehlendem Bewusst -
sein!“                                                      <

Der in 2011 zum 13. mal durchgeführte
Landeswettbewerb „Ab in die Mitte!
– Die City-Offensive NRW“ stand dies-
mal unter dem Motto „freiRaum“.

Der Minister für
W i r t s c h a f t ,
Ener gie, Bauen,
Wohnen und
Ver kehr des Lan -
des NRW, Harry
Voigtsberger, zu
den Zielen der
Initiative: „Freie
Räume in der In -
nenstadt sind

für die Stadtentwicklung Herausfor -
de rung und Chance zugleich. Sie kön-
nen Vieles sein: Grünflächen, Bau -
lücken, Brachflächen, Ladenleer stän -
de. Die Städte waren aufgefordert,
ihre Freiräume auszuloten und mit Le -
ben zu füllen.“ 

Die Public-Private-Partnership-Initia ti -
ve „Ab in die Mitte“ verteilt Förder mit -
tel in Höhe von 1,1 Mio. €, von de nen
das Land NRW 540 Tsd. € beiträgt.
Neben den Haupt-Sponsoren wird die
Initiative vom Handelsverband NRW,
dem Städtetag NRW und dem Städte-
und Gemeindebund NRW unterstützt.

Voigtsbergers Ministerium wählte
aus den 34 Teilnehmern die 16 Kom -

mu nen aus, deren Beiträge die Wett -
bewerbsbedingungen besonders gut
erfüllen: Bad Laasphe, Bo cholt, Bo -
chum, Hamm, Ibbenbüren, Kleve, Kre -
feld, Lügde, Münster, Rade vorm wald,
Schöppingen, Stadtlohn, Steinfurt,
We sel, Wetter und Winter berg. 

Einige Themen der Projekte sind:

• Ladenleerstand und Verkaufs -
flächen management

• Stärkung bürgerschaftlichen 
Enga ge ments

• Kunst im öffentlichen Raum
• Innenstadtquartiere als Gemein -

schaft von Händlern, Eigentümern,
Bewohnern und Künstlern

• Impulse für Erlebnis- und 
Aufent haltsqualität

• Kommunikation von anstehenden
städtebaulichen Veränderungen

Für alle teil- und (noch) nicht teilneh -
mende Kommunen gilt: Nutzung der
gewonnenen Erkenntnisse von „Ab in
die Mitte!“ sowie Berücksichtigung bei
den eigenen Planungen für die Innen -
städte und deren Nebenzen tren. 
Die Preisträger werden am 01.03.2012
in Solingen geehrt. 

Weitere Informationen:
www.abindiemitte-nrw.de

Harry K. Voigtsberger,
Minister für Wirt -
schaft, Energie, Bauen,
Wohnen und Verkehr
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Am 1. Juli 2008 (novelliert im Juni
2009) trat in NRW das neue „Gesetz
zur Verbesserung des Nichtraucher -
schutzes in Nordrhein-Westfalen
(NiSchG NRW) für Gaststätten in
Kraft. Es besagt, dass in Gaststätten
Rauchverbot gilt, aber mit bestimm-
ten Ausnahmen: „Die Einrichtung ab -
ge schlossener Räume, in denen das
Rauchen gestattet ist, ist unter den
Voraussetzungen [...] möglich“.

Diese Möglichkeit nutzten viele Gas -
tronomen: sie investierten in Rau cher -
zonen. Das reicht vom kleinen Neben -
raum bis zur Raucher-Lounge. Ver bun -
den waren diese Maßnahmen mit
zum Teil erheblichen Investitionen.
Man cher Kleinbetrieb musste sich ver -
schulden, um seine Zukunft zu si -
chern.
Doch nun steht diese Zukunft zur Dis -
position. Insbesondere Gesundheits -
mi nis terin Barbara Steffens macht
dem Spitznamen der Grünen als „Da -
gegen“-Partei alle Ehre, indem sie ein
absolutes Rauchverbot fordert. Folgt
die Landesregierung diesen Plänen,
wa ren die Investitionen der Wir tin -
nen und Wirte für die (grüne) Katz!

Es ist nicht Aufgabe der AGSNRW, als
Lobbyist von einzelnen Gewerbe trei -
ben den aufzutreten, ggf. auch gegen
die Interessen der Mehrheit der Bür -
gerInnen. Aber es ist unsere Aufgabe,
von der Landesregierung Verläss lich -

keit einzufordern. Dazu gehört aber
auch, Betriebe, die dem erst 2008
bzw. 2009 beschlossenen strengeren
Rau cher schutz im wahrsten Sinne
des Wortes Rechnung getragen und
sich dabei zum Teil erheblich verschul-
det haben, nicht willkürlich einer Exis -
tenzkrise auszusetzen.

Es ist zu hoffen, dass die NRWSPD der
Regelungswut ihres Koalitions part -
ners Einhalt gebietet. Unseren Regie -
rungs vertreterinnen und -vertretern
muss klar sein, dass wir als SPD die
Suppen mit auslöffeln müssen, die
uns unser grüner Koalitionspartner
ser viert. Diese Suppen sind für uns
nicht bekömmlich, wie auch die Reak -
tionen über die Dichtheitsprüfung
der Abwasserkanäle in NRW zeigt.
Koch dieses sauberen Süppchens: Um -
weltminister Johannes Remmel, eben-
so „Grüner“.

Hier wurde allerdings zum Ende des
Jahres 2011 die Notbremse gezogen
und die bereits angerichtete Suppe zu -
rück in die Küche geordert. Ver nünf ti -
ger weise sollte der „Kanal-TÜV“ nur
bei begründetem Verdacht auf Kanal -
schäden angeordnet werden. Zu be -
fürch ten ist aber, dass jetzt nur „nach-
gewürzt“ wird – sehr zur (Schaden-)
Freude von CDU und FDP!

Die Einsicht, bei diesem Gesetz bürger -
freundlich nachbessern zu müssen,

kommt spät, für viele kleine Betriebe
zu spät. Denn die haben inzwischen  in
Spezialgeräte und in die entspre chen -
de Qualifikation ihrer Mitarbei ter in -
ves tiert.

Nochmals: Wir verstehen uns nicht
als Lobbyisten auf Kosten der Allge -
mein heit. Aber wir fordern verlässli-
che Politik! Dazu gehört Planungs si -
cher heit für Gewerbetreibende. 

Politiker sind dazu aufgefordert, die
Tragweite ihrer Entscheidungen im
wirtschaftlichen Bereich besser zu be -
denken. Wir als AGS sind dabei gerne
behilflich.

– André Brümmer
(lebenslanger Nichtraucher)

Politik für Selbständige

Mehr Planungssicherheit und Verlässlichkeit
von der Landesregierung gefordert
Eine AGS-Kritik am von der (grünen) Gesundheitsministerin Barbara Steffens geplanten absoluten
Rauchverbot und dem „Remmel’schen Kanal-TÜV“

»Landespolitik
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Mit ihm kamen etliche Weise, auch
aus dem Abendland. Statt Gold, Weih -
rauch und Myrrhe verbreiteten sie ih re
Weisheit zum Thema: „Muss Eu ro pa
neu gedacht werden?“ – ein wichtiger
Bei trag, denn um das Abendland ist es
zur Zeit schlecht bestellt.

Europa als Hort des Wissens: Das war
einmal! Europa als Wirtschaftsmacht:
Das ist noch länger her! Und die kul-
turelle und ethische Leitfunktion des
Abendlandes geht immer mehr verlo-
ren, was nicht nur an den handelnden
Politikern liegt. Und da uns ein Vor -
bild gebender Präsident zur Zeit fehlt
(er ist sich wohl selbst abhanden ge -
kom men), ist man für Beiträge von
Wei sen dankbar, die zur Rettung Eu -
ropas beitragen wollen und können. 

Treffpunkt war nicht Betlehem, son-
dern Düsseldorf. Dort, in Räumen der
WGZ-Bank, fand das traditionelle Drei -
königstreffen des nordrhein-west fä li -
schen Handwerks statt. Die Wei sen
folg ten auch keinem Stern, sondern
der Einladung von Prof. Wolfgang
Schul hoff, Präsident des NWHT, Dipl.-
Volkswirt Josef Zipfel, Haupt ge schäfts -
führer des NWHT und Dr. Tho mas Kös -
ter, Leiter des „Kompetenz zen trums
Soziale Markt wirt schaft“.

Dieser Einladung folgten Mitglieder
des NWHT-Vorstandes und des Nord -
rhein-Westfälischen Handwerksrats

sowie Gäste aus Landesregierung,
Landtag und öffentlichem Leben, so
auch der Vorsitzende der AGSNRW,
André Brümmer.

Eröffnet wurde die Veranstaltung mit
dem „Dreikönigsforum“: In seiner Be -
grüßungsansprache sah Prof. Schul -
hoff die Aussichten des Handwerks
auf das Jahr 2012 vorsichtig optimis -
tisch. Die Wirtschaft sei in Deutsch -
land, nicht zuletzt wegen der Be -
schlüsse der AGENDA 2010 und ver -
ant wortungsvoll handelnder Gewerk -
schaften, trotz Finanz- und Staats -
schul denkrise stabil. Einen Anteil da -
ran habe auch die mittelständisch ge -
prägte Wirtschaftsstruktur. Speziell
das Handwerk habe in Krisenzeiten
seine Bedeutung bewiesen.

Zum Thema des Forums „Muss Eu ro -
pa neu gedacht werden?“ diskutier-
ten und referierten unter der Modera -
tion von Dr. Günther Nonnenmacher
(Herausgeber der FAZ):
• Klaus-Heiner Lehne, MdEP, 
• Dr. Klaus Hänsch, Prä si dent des

Europäischen Parlamentes a. D., 
• Sven Giegold MdEP, Finanz- und

wirt schaftspolitischer Sprecher der
Fraktion Die Grünen/EFA im EU-Par -
la ment, 

• Professor Dr. Gebhard Kirch gäs ser,
Universität St. Gallen, sowie 

• Dipl.-Volkswirt Josef Zipfel, Haupt -
ge schäfts führer des NWHT.

Dr. Hänsch sprach sich für neue Ver -
träge eines „Kern-Europas“ aus, in der
eine Wirtschafts- und Fiskalunion die -
se Arbeitsfelder koordiniert. Einer
Trans ferunion zieht er eine politisch-
ökonomische Haftungsunion vor. Sor -
gen mache ihm die schwin den de Mit -
wirkung Europas als beispielgebender
Werte- und Kultur raum.

Klaus-Heiner Lehne, MdEP (Mitglied
des Rechtsausschusses) wünscht sich
in seinem Beitrag eine positivere
Wahrnehmung der EU-Gesetz ge bung.
Positiv wahrgenommene EU-Beiträge
würden von den nationalen Regierun -
gen als Eigenerfolge verbucht, negati-
ve der EU angelastet. Richtlinien wür-
den nicht immer zielgerecht von den
Regierungen umgesetzt.

Sven Giegold MdEP sprach sich we gen
unkalkulierbarer Risiken gegen ei nen
Austritt/Ausschluss von Griechen land
aus der Währungsunion aus. Alterna -
tive sei eine Wirtschafts- und Fiskal -
union, welche die Politik koordiniere.
Insbesondere bei den Risikostaaten
sei en neben den Sparbemühungen
auch mehr Investitionen in die Wirt -
schaf ten notwendig. Dazu seien güns -
tige Refinanzierungs möglichkei ten zu
schaffen. Regionale Banken seien zu
stärken, Großbanken zu reglementie-
ren.

(Forts. auf der nächsten Seite ...)

Statt der drei Könige aus dem Morgenland kam ein ehemaliger
Wesir: Christian Lindner aus dem Abendland! 

»Handwerk
Nordrhein-Westfälischer Handwerkstag

Bericht vom Dreikönigstreffen
2012 in Düsseldorf
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Prof. Kirchgässer schilderte das föde-
rative Steuersystem der Schweiz: Ne -
ben einer „Bundessteuer“ besteht
Steu erhoheit für alle Kantone mit bis
zu 85 % Finanzausgleich. Es gibt aller-
dings eine Schuldenbremse mit Ver -
pflichtung zur Deckung von Defiziten
durch Steuererhöhungen. Die Steuer -
erhöhungen gelten so lange, bis das
Defizit ausgeglichen und eine Finanz -
rücklage angespart worden ist.

NWHT-Hauptgeschäftsführer Josef
Zipfel fordert statt Vereinheitlichung
mehr Koordinierung der europäi-
schen Wirtschafts- und Finanzpolitik.
Er beklagte die bestehende Überregu -
lie rung in der EU, sie „mache keinen
Sinn“. Eine neue Identität mit Europa
erreiche man durch mehr Subsidia ri -
tät (Red.: individuelle Selbst bestim -
mung und Verantwortung unterer
Ebe nen (hier: Staaten) stärken, Hand -
lungs hoheit der höheren Ebenen (hier:
EU) auf ein Mindestmaß begrenzen).

Das Schlusswort sprach Andreas Eh -
ler, Vizepräsident des NWHT. Er fasste
die Diskussion als spannend, fundiert
und in der Form leidenschaftlich zu -
sammen. Nachdem die Kriege in Mit -
tel europa undenkbar geworden sind,
brauche man eine neue „Vision Euro -
pa!“ 

Der gemeinsame Nenner der Bei träge
sei: Mehr Europa bei den großen The -
men, weniger bei den kleinen The men;
Subsidiarität schützen und stärken.

Beim folgenden Dreikönigsessen trug
Christian Lindner MdB, zurückgetrete-
ner Generalsekretär der FDP, zum The -
ma „Hat eine freiheitliche Wirt schafts -
ordnung Zukunft?“ vor. Lindner beant-
wortete diese Frage mit „Ja, aber ...“.

Es gelte die Kraft der Vielen gegen die
Einfältigkeit des Einzelnen zu schüt-
zen. Darauf beruhe auch die Kraft der
Sozialen Marktwirtschaft. Der Rechts -
staat setze nur die Regeln, er habe
nur Schiedsrichter zu sein, nicht Teil -
nehmer. Lindner forderte für die
Finanzmärkte die Verbindung von
Handeln und Haften und mehr Trans -
parenz. Er forderte Börsenzwang für
alle Finanzgeschäfte. Insgesamt habe
sich die Soziale Marktwirtschaft als
Frei heitsordnung bewährt. 

Eine verbale Entgleisung beschloss sei -
nen kurzen Vortrag. Sigmar Gabriels
Vorschläge zur Finanzpolitik verglich
Lindner mit einer „Rektalen Zahnbe -
hand lung“, bei der man nicht zum Ziel
komme, aber viel Schaden anrichte.
Der Beifall dazu hielt sich in Grenzen.

Das Dreikönigstreffen des NWHT wid-
met sich traditionell einem Thema,
das aktuell wie zukunftsweisend ist.
Es „versucht so, für das neue Jahr eine
wichtige Diskussion anzustoßen“.

In der Vergangenheit konnten dazu
Re fe renten wie Prof. Dr. Kurt Bie den -
kopf, Friedrich Merz und Dr. Jo chen
Kirchhoff als Referen ten gewonnen
wer den. Einem Ver gleich mit diesen
Re ferenten konnte Christian Lind ner
nicht standhalten. Von Prof. Schul hoff
wurde die Hoff nung geäußert, Lind -
ner solle vom Par tei amt losgelöst
sprechen. Aber Über raschungen gab
es keine. Und neue Erkenntnisse auch
nicht.

Zu kritisieren sind Lindners genereller
Ausschluss des Staates als Markt teil -
nehmer. Damit schlösse man auch
Pub lic Private Partnership aus und die
Grundsicherung der Daseinsvorsorge.

Seine Forderung nach Börsenzwang
für alle Finanzgeschäfte ist ein erheb-
licher Eingriff in die Finanzmärkte,
der zwar zu mehr Transparenz führen
kann, aber keine ausreichende Regu -
lie rung bewirkt. Seiner Feststellung,
die soziale Marktwirtschaft habe sich
bewährt, kann und muss man bei -
pflich ten. Die entspricht aber nicht
den marktliberalen Vorstellungen der
FDP, die sich weiter gegenüber einer
Transaktionssteuer verschließt.

Handeln und Haften müssen die zwei
Seiten derselben Medaille sein: Im Fi -
nanz- wie im übrigen Wirt schafts le -
ben.

Eine freiheitliche Zukunft darf keine
„Freiheit der Märkte“ a la marktlibera-
ler FDP sein, sondern sie muss ge prägt
werden von einer ständig weiterent -
wic kelten Sozialen Marktwirt schaft.
Damit hat Europa durchaus gu te Chan -
cen! Ohne Lindners „aber“! <

»Handwerk

Dipl.-Volkswirt Josef Zipfel, Haupt ge schäfts -
führer des NWHT und André Brümmer, Vor -
sitzender der AGSNRW
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Nach dem Abitur 1974 am Heilig Geist
Gymnasium in Würselen absolvierte
Martin Schulz zwischen 1975 bis 1977
eine Ausbildung zum Buchhändler,
von 1977 bis 1982 war er als solcher
für diverse Verlage und Buchhand lun -
gen tätig, bevor er zwischen 1982 und
1994 eine eigene Buchhandlung in
Wür selen betrieb.
Martin Schulz ist seit 1994 Mitglied
des Europäischen Parlaments, von
2000 bis 2004 war er Vorsitzender der
SPD-Gruppe im Europäischen Par la -
ment, zwischen 2002 und 2004 zu dem
Stellvertretender Vorsitzender der
Frak tion der Sozialdemokra ti schen Par -
tei Europas im EU-Parlament, seit Juli
2004  Vorsitzender der Sozialdemokra -
ti schen Fraktion und seit Januar 2012
Parlamentspräsident.

Der Dortmunder Europaabgeordnete
und langjährige Parteivorsitzender
Bern hard Rapkay wurde in dieser Wo -
che zum stellvertretenden Frak tions -
vorsitzenden der 190 SPD-Politi ker im
Europaparlament gewählt. 

Nach Martin Schulz als neuem Parla -
mentspräsidenten erhielt er damit
als zweiter Deutscher eine entschei-
dende Rolle für die SPD im europäi-
schen Abgeordnetenhaus. Schon bis-
her war er Sprecher der deutschen
SPD-Delegation im Europaparlament.

Lieber Martin,

zu Deiner neuen Aufgabe wünscht Dir
die AGSNRW und ich viel Erfolg und
Freude bei der Arbeit!
Es erfüllt uns als Vertreter der Selb stän -
digen in NRW mit Stolz, dass ein lang-
jährig als selbständiger Unter neh mer
tätiger Genosse dieses hohe Amt inne-
hat. Damit verbindet sich die Hoff -
nung, dass die Probleme gerade kleiner
inhabergeführten Unter neh men bei
Dir auf Verständnis stoßen und wir bei
Dir ein offenes Ohr finden. Wir sind si -
cher, dass Du es schaffst, die Euro päi -
schen Strukturen zu demokratisieren.
Wenn nicht Du, wer sonst?

Alles Gute bei dieser gewaltigen Auf -
ga be, für die es zu kämpfen lohnt.

Liebe Grüße aus NRW
André Brümmer

Lieber Bernhard,

die Arbeitsgemeinschaft der Selb stän -
digen in der SPD gra tuliert Dir sehr
herz lich zu Deiner Wahl zum Stell ver -
tretenden Vorsit zen den der Sozial de -
mo kratischen Fraktion im Europä i -
schen Parlament! 

Wir wünschen Dir in diesem neuen
Amt viel Freude und Erfolg bei der kon-
sequenten Fortsetzung Deiner Arbeit
für die europäische Idee!

Beste Grüße aus Dortmund
Michael Henke

Die EU-Abgeordneten haben Martin Schulz zum neuen Parlamentspräsidenten gewählt. Der 56-jährige
Abgeordnete wird dem Parlament bis zum Beginn der nächsten Legis laturperiode im Juli 2014 vorste-
hen. Außerdem wurde Bern hard Rapkay zum neuen stellvertretender Vorsitzenden der Sozial demo -
kratischen Fraktion im EU-Parlament gewählt.

»Europa
Glückwünsche an unsere Europa-Politiker

Mit neuen Aufgaben: Wir gratulieren 
Martin Schulz und Bernhard Rapkay!

Martin Schulz
Präsident des Euro päi -
schen Parlaments

Bernhard Rapkay
Stellv. Vorsitzender der
Sozialdemokratischen
Fraktion im EU-Parlament 
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Gründungszuschuss: Anspruch abge-
schafft, Gründung wird zweitrangig
Die mit langem Vorlauf angedrohten
Verschlechterungen beim Grün dungs -
zuschuss sind am 28. Dezember 2011
in Kraft getreten. Seitdem sind die
Geld mittel, die für die Hilfen zur Grün -
dung aus der Arbeitslosigkeit zur Ver -
fügung stehen, radikal gekürzt – und
konsequenter Weise keine Pflicht leis -
tung der Arbeitsagentur mehr. Nach
einer neuen Dienstanweisung sollen
die Arbeitsagenturen vor Ort eine Exis -
tenzgründung zudem nur noch als Not -
lösung sehen. Gefördert werden soll
nur, wer nicht in eine abhängige Be -
schäf tigung vermittelt werden kann.
Details

Steuererklärung: Ab jetzt nur noch
online
„Ab dem Veranlagungszeitraum 2011“,
also vom Jahr 2012 an, müssen Selb -
ständige ihre Einkommen- und Um -
satz steuererklärungen zwingend elek -
tronisch an das Finanzamt übermit-
teln. 

Das gilt gleichermaßen für Ge wer be -
treibende wie FreiberuflerIn nen.
Details

Umsatzsteuer: Finanzämter „eskalie-
ren“ bei Fristversäumnis
Wer seine Umsatzsteuervoran mel dung
verspätet abgibt, bekommt es künftig
so fort mit der Bußgeld- u. Straf sa chen -
stelle (BuStra) des Finanzamts zu tun.
Details

Steuererklärung: Bloß keine Hektik
Die Hoffnung, eine erwartete Steuer -
rückzahlung umso schneller zu be -
kom men, je schneller man die Steuer -
erklärung abgibt, erfüllt sich nur be -
dingt. Die Steuererklärungen in den
Finanzämtern werden frühestens im
März bearbeitet – auch wenn sie vor-
her abgegeben wurden.
Details

mediafon 
Selbstständigenberatung GmbH
c/o ver.di - Referat Selbstständige
Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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Bis zur nächsten Ausgabe!

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

AGS
NRW

Selbständig.
Verantwortlich.
Solidarisch.

Die AGS in NRW.

<

Februar 2012

Mi., 29.02.2012, 17:00 Uhr
AfA NRW und AGSNRW
> „Ladenöffnungsgesetz – Welche Ver -

ände rungen sind notwendig?“, öf -
fentl. Veranstaltung mit Thomas Eis -
kirch MdL, Armin Jahl MdL (AfA), An -
dré Brümmer (AGS) u.a.

Dortmund (Details folgen!)

März 2012

Sa., 17.03.2012, 10:00 Uhr
Außerordentliche Landeskonferenz
der AGSNRW
> U. a. mit der Wahl der Delegierten

zur AGS-Bun deskonferenz. Unser
Gast ist NRW-Wirtschaftsminister
Harry Voigts ber ger.

DGB-Haus, Düsseldorf

Juni 2012

Fr./Sa., 08./09.06.2012
AGS Bund
> Ordentliche Bundeskonferenz der

AGS, u. a. mit Neuwahl des Bundes -
vorstands.

Willy-Brandt-Haus, Berlin

Termine

Was ist wann
los in NRW?

Die nächste Ausgabe der AGS:Nachrichten erscheint Ende Februar, Re dak tions -
schluss ist Montag, der 20.02.2012. Manuskripte (.doc, .odt, .rtf, .txt), Fotos (.jpg) und
Gra fiken (.gif, .png) bitte an die Adresse redaktion@ags-in-nrw.de senden!

Kurz notiert

Aus dem mediafon-Newsletter
vom 22.01.2012

Alle aktuellen Ver an stal tungs hin wei -
se auf unserer Webseite:
www.ags-in-nrw.de/termine.htm

In unregelmäßiger Folge drucken wir Auszüge des mediafon-News -
letters. Weitere Informationen unter www.verdi.de.
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